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 Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/14524 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Angela Erwin: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich begrüße Sie 
alle ganz herzlich zur 67. Sitzung des Innenausschusses und zur 78. Sitzung des Aus-
schusses für Heimat und Kommunales. 

Ich begrüße alle Mitglieder der beiden Ausschüsse, die Vertreterinnen und Vertreter 
der Landesregierung und der Medien sowie alle Zuhörerinnen und Zuhörer. Ganz be-
sonders begrüße ich die Damen und Herren Sachverständigen, die heute alle persön-
lich anwesend sind. Es ist niemand digital zugeschaltet. Das haben wir in der heutigen 
Zeit auch nicht so oft. Schön, dass Sie da sind. 

Ich weise Sie darauf hin, dass die Sitzung spätestens um 13:00 Uhr endet. 

Gestatten Sie mir vorab einige organisatorische Hinweise. 

Ich danke allen Damen und Herren Sachverständigen für die vorab eingereichten Stel-
lungnahmen. Bitte gehen Sie davon aus, dass die Inhalte der Stellungnahmen allen 
Abgeordneten bekannt sind und die Stellungnahmen intensiv durchgearbeitet wurden. 

Wie bereits im Einladungsschreiben mitgeteilt, sind keine Eingangsstatements vorge-
sehen. Die Abgeordneten werden sich direkt mit Fragen an die Sachverständigen wen-
den. Ich werde zunächst aus dem Kreis der Abgeordneten in der Reihenfolge der Frak-
tionsgröße Fragen sammeln und anschließend die Sachverständigen um Beantwor-
tung der Fragen bitten. Ich bitte darum, dass in jeder Fragerunde möglichst nur ein 
Sachverständiger pro benannter Organisation spricht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, ich bitte Sie, sich an unsere Absprache 
zu halten und pro Fragerunde maximal drei Fragen an konkrete Sachverständige zu 
richten. Bitte achten Sie auch darauf, die Fragen nicht mit eigenen Standpunkten und 
Ansichten zu vermischen. 

Damit bin ich am Ende meiner Hinweise angelangt, und wir können direkt in die erste 
Fragerunde einsteigen.  

Dr. Christos Katzidis (CDU): Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverstän-
dige, herzlichen Dank für Ihre Stellungnahmen und insbesondere für Ihr persönliches 
Erscheinen, das uns die Möglichkeit für die eine oder andere Nachfrage gibt. 

Meine Fragen richten sich an alle Sachverständigen. 

Meine erste Frage bezieht sich auf § 24h und die Bodycams. Unter anderem von Herrn 
Bockshecker wird mit dem Entwurf einer konkreten rechtlichen Vorschrift die Möglichkeit 
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eines Pre-Recordings gefordert, um den kommunalen Vollzugskräften mehr Handlungs-
sicherheit einzuräumen. Wie bewerten Sie die Praktikabilität im Hinblick darauf, das 
Pre-Recording in eine rechtliche Norm aufzunehmen?  

Im Innenausschuss führen wir zum polizeilichen Bereich immer wieder die Debatte, 
dass Bodycams nicht eingeschaltet waren. Oftmals lässt es auch die Zeit in Einsätzen 
mit Eskalationssituationen gar nicht zu, die Bodycams einzuschalten. Zudem muss das 
Einschalten der Bodycam angekündigt werden. 

Bei einer rechtlichen Regelung zum Pre-Recording müsste dieses vermutlich ebenfalls 
angekündigt werden. Das heißt: Wenn ich den Knopf drücke, müsste ich nicht nur mit-
teilen, dass ich jetzt aufzeichne, sondern auch darauf hinweisen, dass in diesem Fall 
bereits 90 Sekunden zuvor aufgezeichnet wurden. Wie bewerten Sie das? Wäre es 
aus Ihrer Sicht sinnvoller bzw. sehen Sie eine rechtliche Möglichkeit dafür, Bodycams 
grundsätzlich zu Beginn eines Einsatzes einzuschalten und am Ende wieder auszu-
schalten? Was wäre aus Ihrer Sicht praktikabler? 

Der zweite Bereich betrifft die Videobeobachtung im öffentlichen Raum, die in den 
Stellungnahmen teilweise gefordert wurde. Ich bitte alle Sachverständigen um ihre 
Standpunkte hierzu, auch mit Blick auf die Notwendigkeit und gerne mit konkreten Bei-
spielen. Bei Veranstaltungen besteht für Kommunen bereits die rechtliche Möglichkeit 
einer Videobeobachtung; in anderen Bundesländern ist teilweise eine generelle Videobe-
obachtung im öffentlichen Raum möglich. 

Die dritte Frage bezieht sich auf das Aufenthaltsverbot in § 24o. Teilweise werden hierzu 
verfassungsrechtliche Bedenken geäußert. Teilen Sie diese Bedenken? Das frage ich 
auch vor dem Hintergrund der Überprüfung im Zusammenhang mit Cannabis, für die die 
kommunalen Ordnungskräfte in den entsprechenden Bereichen zuständig sind. Wenn 
ich mir vorstelle, dass jemand im Umfeld einer Schule oder an einem anderen Ort wie-
derholt aufgegriffen wird, stellt sich die Frage der Handlungsmöglichkeiten, insbeson-
dere, wenn in solchen Fällen lediglich ein Platzverweis, aber kein Aufenthaltsverbot aus-
gesprochen werden kann. Ein Aufenthaltsverbot würde ich hier als zielführend ansehen. 

Benedikt Falszewski (SPD): Auch von unserer Seite einen herzlichen Dank an alle 
anwesenden Sachverständigen für die Stellungnahmen. 

Mit meinen Fragen wende ich mich an den Städtetag, den Städte- und Gemeindebund 
sowie Herrn Mösgen und Herrn Bockshecker. 

Welche konkreten Vorteile erwarten Sie von einer gesetzlichen Grundlage zur Videobe-
obachtung durch Ordnungsbehörden? 

Welche datenschutzrechtlichen und technisch-organisatorischen Mindeststandards – zum 
Beispiel Kennzeichnung, Verpixelung, kurze Speicherfristen oder Zugriffsrechte – sind 
aus Ihrer Sicht notwendig, um Videobeobachtungen rechtssicher, aber auch verhält-
nismäßig umzusetzen? 

Sind aus anderen Bundesländern rechtssichere und datenschutzkonforme Modelle be-
kannt, in denen Videobeobachtung durch Ordnungsbehörden bereits gesetzlich geregelt 
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und praktiziert wird? Falls ja, welche Erkenntnisse lassen sich daraus für Nordrhein-
Westfalen ableiten? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Auch von unserer Seite herzlich willkommen im Landtag 
und vielen Dank, dass Sie heute erschienen sind. 

Frau Bongartz und Herr Kramer, Sie haben seit Jahren die Ausweitung der Verkehrs-
überwachung auf kleine und mittlere kreisangehörige Kommunen befürwortet. Können 
Sie noch einmal die Gründe dafür nennen, auch mit Bezug darauf, ob diese im Ge-
setzentwurf ausreichend berücksichtigt wurden? Wie könnte eine klarstellende gesetz-
liche Regelung zu den Ordnungsbehörden und dem fließenden Verkehr aussehen? 

Die zweite Frage zur Aus- und Fortbildung richtet sich an Herrn Schlüter, Herrn Bocks-
hecker, den Städtetag sowie den Städte- und Gemeindebund. Ich glaube, Sie sind alle 
in Ihren Ausführungen darauf eingegangen. Wir alle wissen, dass gute Aus- und Fort-
bildung Voraussetzung für Sicherheitspersonal ist – egal, in welchem Bereich. Das gilt 
nicht nur im Hinblick auf das Gewaltmonopol des Staates, sondern auch mit Blick auf 
die Eigensicherung der Einsatzkräfte. Welche landesweiten Vorgaben zur Aus- und 
Fortbildung sind in Ihrer Ansicht nach nötig, damit Ordnungsbehörden polizeinahe Ein-
griffe rechtssicher ausüben können? 

Mit meiner dritten Frage zum Thema „Videobeobachtung“ wende ich mich an Herrn 
Herwartz. Ich habe selten so viele Stellungnahmen zu einem Thema gelesen, das nicht 
explizit im Gesetzentwurf steht. Wäre aus Ihrer Sicht eine Videobeobachtung im öf-
fentlichen Raum vor dem Hintergrund des Rechts auf freie Entfaltung der Persönlich-
keit verfassungsgemäß? 

Marcel Hafke (FDP): Meine Damen und Herren, auch von meiner Seite vielen Dank, 
dass Sie sich heute Zeit nehmen, um das Thema mit uns zu diskutieren. 

Meine erste Frage richtet sich an Frau Bongartz, Herrn Dr. Faber und Herrn Schlüter. 
Wie polizeiähnlich dürfen sich Ihrer Auffassung nach Ordnungsbehörden entwickeln, 
insbesondere mit Blick auf Art. 33 Abs. 4 des Grundgesetzes? Was wären aus Ihrer 
Sicht Anforderungen an Qualifikation, Ausstattung, Ausbildung und Kontrolle? 

Meine zweite Frage richtet sich an die kommunalen Spitzenverbände. Wie bewerten 
Sie die Konnexitätsfrage hinsichtlich Qualifikation, Ausstattung und Ausbildung, wenn 
wir das in einem Gesetz verankern und auch weiterentwickeln? 

Markus Wagner (AfD): Einen herzlichen Dank an die Sachverständigen. 

Mir geht es in der ersten Fragerunde um die faktische Auflösung der bisherigen Ver-
weisung in das Polizeigesetz. Die Fragen richten sich insbesondere an Herrn Schlüter, 
den Landkreistag und den Städte- und Gemeindebund. Wie bewerten Sie das Verwi-
schen der traditionellen Trennung zwischen Polizei und Ordnungsbehörden? 

Da es jetzt darum geht, dass kommunale Ordnungsdienste faktisch polizeiähnliche 
Kompetenzen erhalten,  
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(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Das ist ein Statement und keine Frage!) 

stellt sich mir die Frage: Welche Maßnahmen müssen kurzfristig im Hinblick auf die 
Ausbildung, die Kontrolle und die institutionelle Einbindung der Ordnungsdienste erfol-
gen, damit dies nicht zu einer schleichenden Etablierung einer Parallelpolizei auf kom-
munaler Ebene führt? 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Wagner. Ich weise noch einmal 
darauf hin, sich auf Fragen zu beschränken und nicht schon vorab eine Wertung ein-
fließen zu lassen. 

Damit sind wir am Ende der ersten Fragerunde angekommen. Wir beginnen mit der 
ersten Antwortrunde. 

Christiane Bongartz (Städtetag Nordrhein-Westfalen/Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrte Damen und Herren, vielen Dank für Ihre Fragen. – 
Ich beginne mit der Frage von Herrn Dr. Katzidis zu § 24h. Wir halten die Praktikabilität 
von Pre-Recording für gegeben und haben in unserer Stellungnahme auf verschie-
dene Bundesländer verwiesen, die das bereits umgesetzt haben. 

Wir würden nicht damit einhergehen, dass beim Starten einer Aufzeichnung auf das 
Pre-Recording hingewiesen werden müsste, sondern dass es beim ursprünglichen 
Verfahren bleiben könnte: Sobald die Bodycam angeschaltet wird, wird dies mitgeteilt. 
Für den Fall, dass die Aufzeichnung einer Bodycam benötigt wird, beinhaltet diese 
dann den Zeitraum des Pre-Recordings, um gegebenenfalls im Nachgang Sachver-
halte besser aufklären zu können und dementsprechend auch die Sicherheit für die 
Einsatzkräfte zu erhöhen. Aus Bundesländern, die das bereits umgesetzt haben, sind 
uns keine Praktikabilitätsprobleme bekannt. Deswegen hätten wir an dieser Stelle 
auch keine Sorge, dass wir da etwas befürchten müssen. 

Einige Fragen haben sich auf das Thema „Videoüberwachung“ bezogen. Durch das 
Datenschutzgesetz NRW haben wir eine strengere Vorgabe, als dies beispielsweise 
in Rheinland-Pfalz der Fall ist. Da wir insofern etwas eingeschränkter sind, sehen wir 
den Bedarf, den Anwendungsbereich auszuweiten – zumindest mit einer Experimen-
tierklausel –, um eine Videoüberwachung nicht nur für Großveranstaltungen, sondern 
beispielsweise auch auf Wochenmärkten zu ermöglichen. Aus der Mitgliedschaft un-
serer beiden Verbände gab es in Bezug auf Wochenmärkte Hinweise, auch im Hinblick 
auf illegale Müllablagen, die ein großes Thema sind.  

Eine solche Experimentierklausel könnte eine datenschutzrechtliche Einordnung er-
möglichen und zeigen, ob dadurch eine Verbesserung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erreicht werden kann. Dementsprechend sehen wir nicht nur den Vorteil – 
welche Vorteile wir uns dadurch erhoffen, war ja auch im Nachgang eine Frage –, dass 
wir die Sicherheit dadurch erhöhen, sondern auch, dass wir dadurch etwaige Nachver-
folgungen und dann auch Ermittlungen verbessern können. 

Die dritte Frage von Herrn Dr. Katzidis bezog sich darauf, ob wir im Hinblick auf das 
Aufenthaltsverbot in § 24o die verfassungsrechtlichen Bedenken teilen. Wir teilen diese 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 7 - APr 18/1130 

Innenausschuss (67.)  22.01.2026 
Ausschuss für Heimat und Kommunales (78.) aj 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
nicht. Dementsprechend ist unserer Einschätzung nach – das haben wir auch in unse-
rer Stellungnahme dargelegt – diese Regelung begrüßenswert. 

Die Fragen der SPD-Fraktion bezogen sich auf die datenschutzrechtlichen Vorgaben 
der Videoüberwachung. Hinsichtlich der Vorgaben würden wir sagen, dass das Daten-
schutzgesetz NRW geändert werden müsste, da wir bislang die Möglichkeit in der 
Form nicht haben. Das würde uns an dieser Stelle entgegenstehen und wäre auf jeden 
Fall noch ein wichtiger Punkt. In Bezug auf weitere Beispiele habe ich zuvor bereits 
auf Rheinland-Pfalz verwiesen. 

Ich komme zu der Frage von Frau Dr. Höller bezüglich der Aus- und Fortbildung. Das 
kommt dann auch noch einmal im Nachgang. Wir sehen keine Notwendigkeit für ver-
schärfte weitere Vorgaben. Insbesondere eine verpflichtende einheitliche Ausbildung 
lehnen wir als Städte- und Gemeindebund ab. Gerade in den kleineren und mittleren 
kreisangehörigen Kommunen unserer Mitgliedschaft besteht eine so geringe Perso-
naldichte, dass wir nicht einen reinen Ausbildungszweig für das Ordnungsamt anbieten 
könnten, bei dem diese Personen ausschließlich Tätigkeiten im Ordnungsamt wahrnäh-
men. Aus der Coronazeit wissen wir alle noch leidvoll, dass Personal auch flexibel ein-
gesetzt werden können muss. Deswegen lehnen wir eine einheitliche Ausbildung ab.  

Bezüglich der Fortbildung bestehen vielfältige Angebote. Wir haben uns seitens der 
kommunalen Spitzenverbände mit den Studieninstituten zusammengesetzt, und es 
werden verschiedenste Arten von Fortbildungen angeboten, die – auch vor dem Hin-
tergrund der Eigensicherung – erforderlich sind. Das muss gewährleistet werden. 

Ich komme zu der Frage von Herrn Hafke, wie polizeiähnlich sich Ordnungsbehörden 
entwickeln dürfen. Wir müssen natürlich darauf achten, dass die angelegte Trennung 
zwischen Polizei und Ordnungsbehörde weiterhin bestehen bleibt. Diese sollen sich 
nicht weiter vermischen, sodass wir im Nachgang keine Polizei in dem Sinne mehr haben.  

Wenn wir uns konkret auf das Integrieren der Standardmaßnahmen beziehen – wie es 
der Gesetzentwurf vorsieht –, ist das keine Ausweitung der Befugnisse, da die Befug-
nisse schon immer bestanden. Deswegen hätten wir auch in dieser Form keine Sorge, 
dass wir zu einer Art Ersatzpolizei auf Ordnungsamtsebene kämen. 

Die von Herrn Wagner angesprochene Aufhebung des Verweises ist nichts Neues. Die 
Befugnisse bestanden die ganze Zeit über den Verweis des § 24 OBG in das Polizei-
gesetz. Dementsprechend benötigen wir für diese Übertragung keine gesonderten 
Aus- und Fortbildungen. Dazu verweise ich auch auf meine vorherigen Ausführungen. 

Auf das Thema Konnexität wird mein Kollege Herr Dr. Faber näher eingehen.

Dr. Markus Faber (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Wir sind als Kreisordnungs-
behörden zwar nur eingeschränkt, aber durchaus von einigen Normen des Gesetzent-
wurfes betroffen. Ich bin von der FDP bezüglich der Vermischung von Polizei und Ord-
nungsbehörden angesprochen worden und möchte dazu Stellung nehmen.  

Im Grunde kann ich mich der Kollegin Bongartz anschließen. Es bleibt auch zukünftig 
dabei, dass die rechtlichen Sphären von Polizei einerseits und Ordnungsbehörden 
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andererseits klar getrennt sind. Es gibt eine Schärfung der Kompetenzen der Ord-
nungsbehörden im Ordnungsbehördengesetz NRW.  

Dazu muss man sagen, dass sich über die Zeit die Anforderungen an Ordnungsbehör-
den und an Sicherheit in der Bevölkerung geändert haben. In den letzten 20, 30 Jahren 
sind neue Aufgaben, neue Problemstellungen hinzugetreten, sodass es durchaus 
rechtspolitisch gerechtfertigt ist, eine stärkere Positionierung im Wortlaut des Ord-
nungsbehördengesetzes NRW vorzunehmen.  

Dennoch bleibt es – das hat auch Frau Bongartz klar gesagt – bei einer deutlichen 
funktionalen Trennung, wenngleich es eine Stärkung ist.  

Ich bin auch auf Art. 33 Abs. 4 Grundgesetz, den Funktionsvorbehalt, angesprochen 
worden. Grundsätzlich haben wir keine Bedenken im Hinblick auf den Funktionsvor-
behalt, da sich die Aufgabenstellungen der örtlichen Ordnungsbehörden – auch der 
Kreisordnungsbehörden, die sich subsidiär ebenfalls auf diese Regeln beziehen kön-
nen – nicht wesentlich verändert, sondern lediglich eine Schärfung in der Gesetzes-
formulierung vorgenommen wird. Der Funktionsvorbehalt selbst sagt auch nicht aus, 
dass grundsätzlich sämtliche Tätigkeiten stets von verbeamteten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern auszuführen sind, sondern die ständige Ausübung ist die Regel.  

Man muss sich sehr genau angucken; diese Norm ist durchaus relativ kompliziert. Man 
wird sicherlich zwischen der klassischen Vollzugspolizei mit der ständigen Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse auf der einen Seite und den Ordnungsbehörden auf der ande-
ren Seite unterscheiden müssen, bei denen es zwar regelmäßig dazu kommt, dass es 
sich um die Ausübung hoheitlicher Befugnisse handelt, aber das ist eben nicht ständig 
so. Es gibt da durchaus Möglichkeiten, und das wird auch heute schon – je nachdem, 
wie die Aufstellung zwischen Beamten und Angestellten vor Ort ist – als unproblema-
tisch angesehen. Wir sehen es auch weiterhin als unproblematisch an, und soweit ich 
weiß, gab es in der Rechtsprechung an keiner Stelle – auch nicht in anderen Bundes-
ländern – durchgreifende Bedenken im Hinblick auf den Funktionsvorbehalt des Art. 33 
Abs. 4 Grundgesetz.  

Ich bin außerdem zum Thema „Konnexität“ angesprochen worden. Soweit ich das 
überblicken kann, haben wir und auch die anderen Verbände im Gesetzgebungsver-
fahren die Konnexität nicht geltend gemacht, nicht gerügt. Wenn es gesetzliche Vor-
gaben gibt, kommt es darauf an, was eventuell auf der Ebene einer Weisung, einer 
Richtlinie oder der Verwaltungsvorschriften zum OBG NRW passiert. Wenn es da bin-
dende Vorgaben gibt, müssen wir noch einmal genau prüfen, wie die Konnexitätsvor-
gaben im Hinblick auf Ausbildungsvorgaben, dienstliche Ausführungen, Bekleidungs-
vorgaben usw. aussehen. So, wie es im Moment gestaltet ist, ist es ein typischer Fall 
der sogenannten Existenzaufgaben. Da haben wir bisher noch keine Konnexitätsrele-
vanz erkannt.  

Wir müssen den weiteren Verlauf des Verfahrens untergesetzlich bei der konkreten 
Ausführung durch das zuständige Ministerium abwarten. Wenn da noch weitere Ver-
pflichtungen bzw. Aufgaben hinzukommen, muss man noch einmal darüber nachdenken 
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und es genauer prüfen. Aber im Moment können wir es so vertreten, wie wir es auch 
in den Stellungnahmen getan haben.  

Ralf Bockshecker (Stadt Bonn): Herzlichen Dank für die Einladung zu der heutigen 
Anhörung.  

Beim § 24h OBG – Stichworte: Bodycam und Pre-Recording – muss ich aus ordnungs-
behördlicher Sicht einer Großstadt klar sagen, dass es für uns sehr hilfreich wäre, das 
Pre-Recording einzuführen, weil es die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter viel stärker 
schützen und den Einsatz der Bodycam erleichtern würde, weil auch die Eskalations-
phase, weswegen es zum Einschalten der Bodycam kam, aufgenommen würde. Damit 
wäre sowohl für die betroffene Person als auch für die Kolleginnen und Kollegen nach-
weisbar, wie eine Situation entstanden ist.  

Herr Dr. Katzidis hat nach der Praktikabilität gefragt. Aus meiner Sicht bzw. aus Per-
spektive einer Ordnungsbehörde sehe ich es als sehr praktikabel an, dass man das 
Pre-Recording einschaltet. Technisch ist das möglich; es wird auch in Teilen heute 
schon gemacht. Es gibt aber sehr unterschiedliche Auffassungen darüber, ob es recht-
lich möglich ist oder nicht. Zum aktuellen Zeitpunkt geht die Mehrheit davon aus, dass 
Pre-Recording derzeit nicht erlaubt ist, weshalb eine Klarstellung, eine Vereinheitli-
chung sehr sinnvoll wäre.  

Unser Nachbarbundesland Rheinland-Pfalz hat genau diese Regelung. Ich habe im 
Grunde die dortige Regelung zur möglichen Einführung in das OBG vorgeschlagen. 
Dort gibt es keine negativen Auswirkungen. Es gibt eher positive Aspekte, dass man 
die Bodycam in diesen Einsätzen auch nutzt, und es wird aktiver eingeschaltet.  

Bezüglich der Videobeobachtung im öffentlichen Raum würden wir uns als Kommune 
sehr wünschen, dass wir die Möglichkeit unter gewissen Vorgaben bekommen. Man 
kann sicherlich noch über die Rahmenbedingungen sprechen. Vorhin ging es schon 
um Verpixelungen. Ich weiß nicht mehr, von welcher Seite das kam. Das wären natür-
lich Möglichkeiten, über die wir reden könnten. Wir hätten viele Einsatzzwecke, zum 
Beispiel rund um Wertstoffinseln, die in allen Großstädten ein riesiges Thema sind. Es 
geht um Vermüllungen rund um die Wertstoffinseln, häufig auch mit schädlichen Ein-
wirkungen auf die Umwelt durch Lacke, Elektrogeräte und alles Mögliche, was der 
Umwelt ausgesetzt wird und in den Boden einsickern kann und Ähnliches. Da könnten 
wir einschreiten und dagegen vorgehen, um eine abschreckende Wirkung zu erzielen. 
Wir hätten sicherlich am Ende auch einen deutlich geringeren Personaleinsatz bei die-
sem Thema.  

Darüber hinaus gibt es bestimmt noch weitere Einsatzmöglichkeiten. Die Kollegin vom 
Städte- und Gemeindebund hat die Wochenmärkte angesprochen. Es gibt Örtlichkei-
ten innerhalb einer Stadt, zum Beispiel Vandalismusschwerpunkte im öffentlichen 
Raum, die damit stärker kontrolliert werden könnten, sodass wir weniger Probleme in 
den Innenstädten hätten.  

Zu § 24o, dem Aufenthaltsverbot: Verfassungsrechtliche Bedenken habe ich ad hoc 
nicht gesehen. Auch im Austausch mit den NRW-Kolleginnen und Kollegen habe ich 
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diese überwiegend nicht wahrnehmen können. Ich habe davon kürzlich in den Stel-
lungnahmen das erste Mal gelesen und habe keine tiefergehende Einschätzung dazu, 
möchte mich in meiner Ersteinschätzung aber der Kollegin vom Städte- und Gemein-
debund anschließen.  

Die Vorteile der Videobeobachtung – das war die erste Frage der SPD-Fraktion – habe 
ich schon erwähnt. Eine Verpixelung ist denkbar. Das ist unter dem Thema „Experi-
mentierklausel“ zu sehen. Es wäre sicherlich eine Möglichkeit, womit man starten 
könnte.  

Heute versuchen wir an manchen Punkten, mit der Radarüberwachung rechtzeitig ge-
wahr zu werden, wenn sich an gewissen Orten wie zum Beispiel Schulhöfen Men-
schenansammlungen ergeben, die nachher zu Vandalismusschäden oder anderen 
Dingen führen. Das kennen Sie sicherlich auch aus verschiedenen Städten. Hier wäre 
sicherlich eine Videobeobachtung – auch verpixelte Videobeobachtung – sehr hilf-
reich, die im Fall der Fälle angeschaltet werden könnte, um zu schauen, ob da wirklich 
etwas ist, wo wir einschreiten müssten.  

Frau Dr. Höller hat das Thema „Aus- und Fortbildung“ angesprochen. Da muss man 
ganz klar sagen – das wurde von meinen Vorrednern auch angesprochen –: Das ak-
tuelle OBG gibt den Kommunen kaum weitere Befugnisse. Es klärt nur stärker die 
Trennung zwischen Ordnungsbehördengesetz und Polizeigesetz – § 24o OBG als zu-
sätzliche Befugnis ausgenommen –, sodass es Aufgaben sind, die wir seit jeher haben 
und in den letzten Jahrzehnten immer mehr professionell übernommen haben. Gerade 
die Großstädte in NRW haben ihre kommunalen Ordnungsdienste sehr stark ausge-
baut. Die Erreichbarkeitszeit der Ordnungsbehörde reicht nicht mehr von 8:00 Uhr bis 
16:00 Uhr. Das ist schon lange passé. Wir haben in aller Regel Zweischichtbetriebe in 
den Großstädten, eine professionelle Ausstattung und entsprechendes Training.  

Bei dem Thema „Aus- und Fortbildung“ sehe ich das Problem, dass sie sehr heterogen 
stattfindet. Jede Kommune muss für sich überlegen, wie sie die Kolleginnen und Kol-
legen schult, damit sie sicher im Umgang mit dem Gesetz sind und damit sie sich selbst 
schützen können. Beide Aspekte spielen eine Rolle. Wir würden uns stärkere Vorga-
ben oder Möglichkeiten wünschen. Wie man es konkret ausgestaltet – das Stichwort 
„Konnexität“ wurde angesprochen –, muss man sicherlich noch besprechen. Beispiels-
weise gibt es in einzelnen Studieninstituten aktuell schon Verwaltungsfachangestell-
tenlehrgänge mit spezialisierten Einzelbereichen, in anderen gibt es das nicht. Da wäre 
sicherlich eine Vereinheitlichung möglich.  

Ich könnte mir persönlich mittelfristig vorstellen, dass wir im Beamtenbereich auch im 
mittleren Dienst eine Spezialisierung auf rechts- oder betriebswirtschaftliche Grundla-
gen hinbekommen, ähnlich wie im gehobenen Dienst. Die Ausbildung im mittleren 
Dienst soll immer noch eine Allrounder-Ausbildung sein, damit Menschen in der Kom-
mune weiterhin auch an anderen Orten einsetzbar bleiben, aber sie hätten eine Spe-
zialisierung auf den kommunalen Ordnungsdienst. Das hätte zwei Aspekte zur Folge: 
Zum einen würden die Menschen schon von Beginn an viel besser in der Ausbildung 
geschult, auf der anderen Seite könnten wir Personen ansprechen, die wir heute im 
Rahmen der normalen Einstellungsverfahren bei einer Kommune gar nicht erreichen. 
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Das heißt, wenn wir speziell für den mittleren Dienst eine Beamtenausbildung aus-
schreiben würden, die das Thema „kommunaler Ordnungsdienst“ fokussiert, würden 
wir, denke ich, ein größeres Potenzial ansprechen und besser personalisieren können. 
Und wir könnten die Ausbildung noch besser forcieren.  

Ich kann mir vorstellen, die Ausbildung stärker zu standardisieren, damit nicht jede 
Kommune es für sich selbst neu denken muss. Auch da sind andere Bundesländer 
teilweise schon weiter. In Rheinland-Pfalz gibt es zum Beispiel eine mehrwöchige Aus-
bildung an der Polizeihochschule, in der bestimmte Eingriffsmaßnahmen, rechtliche 
Maßnahmen oder Ähnliches besprochen werden.  

Tobias Herwartz (Stadt Dormagen): Die erste an mich gerichtete Frage bezog sich 
auf das Pre-Recording. Dazu kann ich mich uneingeschränkt Herrn Bockshecker an-
schließen. Wir als kreisangehörige Kommune sind noch nicht so weit in der Videoüber-
wachung. Wir sind gerade erst dabei, sie einzurichten und die Tragepflicht in irgendei-
ner Weise in einer Dienstanweisung zu festigen. Aber ich kann mir sehr gut vorstellen, 
dass es vorteilhaft ist, wenn es im Fall der Fälle Möglichkeiten gibt, die Entwicklung im 
Vorfeld – also 90 Sekunden vorher – nachvollziehen zu können.  

Vom dauerhaften Einschalten halte ich hingegen nichts, weil das wiederum ein daten-
schutzrechtlicher Eingriff ist, der aus meiner Sicht nicht gerechtfertigt ist.  

Die Grünen haben nach der Videoüberwachung in öffentlichen Räumen gefragt. Hier 
sehe ich aufgrund datenschutzrechtlicher Bedenken eine Erweiterung der Kompeten-
zen der Ordnungsbehörden als nicht richtig an. Wenn man sich vor Augen führt, inwie-
weit die Polizei bei der Videoüberwachung im öffentlichen Raum durch Vorgaben ein-
geschränkt ist, kann ich mir kaum Anwendungsfälle vorstellen, die für die Ordnungs-
behörden sinnvoll sind. Ich sehe aber auch den Punkt von Herrn Bockshecker, dass 
es für uns bei der Überwachung natürlich sehr sinnvoll wäre. Nur weil es sinnvoll ist, 
kann man aber nicht verfassungs- oder datenschutzrechtliche Bedenken einfach igno-
rieren. Man könnte natürlich die datenschutzrechtlichen Vorgaben dahin gehend über-
arbeiten und anpassen.  

Zur Frage nach der Konnexität: So, wie das Gesetz momentan formuliert ist, sehe ich 
wie Herr Dr. Faber keine Konnexitätsprobleme. Abzuwarten ist natürlich noch die nä-
here Konkretisierung im Innenministerium. Würde das Land Vorgaben zur Ausbildung 
machen, dann sähe ich wiederum eine Konnexitätsthematik gegeben.  

Jörg Mösgen (Stadt Hamm): Ich bin zunächst von Herrn Dr. Katzidis angesprochen 
worden. Ich begrüße den Gesetzentwurf sehr, und zu dem Aspekt des Pre-Recordings 
möchte ich etwas ergänzen. Es deckt sich zum Teil mit dem, was meine Vorredner 
gesagt haben.  

Ich möchte bezüglich des Pre-Recordings den Fokus etwas weiten. Wenn in den Me-
dien ungelöste Fälle diskutiert werden, wird immer gefragt: Warum gibt es keine Auf-
zeichnung? Für die Jahre 2024 und 2025 fällt bei Einsätzen der Polizei mit tödlichem 
Ausgang auf, dass nur in fünf Fällen die Bodycams überhaupt eingeschaltet worden 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/1130 

Innenausschuss (67.)  22.01.2026 
Ausschuss für Heimat und Kommunales (78.) exn 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
sind. In vier Fällen ist bei dem Einschalten von der Staatsanwaltschaft attestiert wor-
den, dass Notwehrlagen vorlagen.  

Wir haben die Bodycams mit dieser Funktion, schalten sie aber nicht an; denn nach 
meiner Auffassung haben wir derzeit mangels Rechtsgrundlage ein Problem. Ich weiß, 
dass viele Kollegen in den Großstädten es anders handhaben, weil die Bodycam im 
weitesten Sinne ohne diese Funktion eigentlich nutzlos ist. Denn der problematische 
Vorgang, der zum Einschalten der Kamera führt, ist nicht dokumentiert, sodass die 
Ordnungskraft – ob Polizei oder Mitglied des kommunalen Ordnungsdienstes – dann 
Probleme hat, den zuvor abgelaufenen Vorgang zu erklären. Es besteht eher die Ge-
fahr, dass man sich nachher für etwas entschuldigen muss, was durch eine Kamera-
erfassung aber anders belegt werden könnte.  

Was wir hier diskutieren, ist in anderen Bundesländern schon vielfach Gegenstand von 
Anhörungen gewesen. Andere Bundesländer und unter anderem auch die Bundespo-
lizei nutzen diese Pre-Recording-Funktion sehr wohl. Herr Reul hat es mal recht pla-
kativ gesagt: In den Bahnhöfen kann die Videofunktion eingeschaltet werden, weil die 
Bundespolizei schon seit 2019 diese Funktion nutzt, und auf dem Bahnhofsvorplatz ist 
die Polizei beschränkt.  

Wir haben einen Gesetzeswortlaut zur Ergänzung dieses Entwurfs vorgeschlagen, der 
eins zu eins das abbildet, was in Rheinland-Pfalz von einer Landesregierung aus SPD, 
Grünen und FDP auf Vorschlag der CDU in das Gesetz aufgenommen wurde. Dort ist 
die Sachebene Gegenstand der Diskussion gewesen und nicht die Parteibuch-Arith-
metik. Ich begrüße das sehr.  

Dieser Vorschlag bietet eine Möglichkeit, vor allem im öffentlichen Raum – wir spre-
chen nicht über die besonderen Anwendungsfälle in Privaträumen, sondern über den 
öffentlichen Raum – eine Klärung herbeizuführen und insbesondere dem Schutz un-
serer Mitarbeiter zu dienen, damit sie hinterher belegen können, warum sie so gehan-
delt haben, wie sie gehandelt haben. Denn in den meisten Fällen besteht in solchen 
ganz besonderen Fällen vorher keine Zeit, auch noch diese Hinweise zu geben. Wir 
könnten eine Vielzahl von Fällen dadurch besser erklären.  

Der Innenausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz hat genau dieses Thema, das wir 
heute diskutieren, in einer Anhörung am 11. Januar 2024 behandelt. Da ist insbeson-
dere die Frage diskutiert worden, inwieweit verfassungsrechtliche Bedenken beste-
hen. Nur mal nebenbei: Alle Sachverständigen haben bestätigt, dass diese verfas-
sungsrechtlichen Bedenken von ihnen nicht geteilt werden.  

Es gibt, wenn man ein bisschen guten Willen hat, also sehr wohl die Möglichkeit, die-
sen Weg des Pre-Recordings zu gehen. Ich würde es sehr begrüßen. Es würde dazu 
führen, dass wir die Kamera tatsächlich nutzen.  

Von der SPD bin ich zur Videobeobachtung angesprochen worden. Es ist zum Teil 
schon beantwortet worden. Ich sehe hier Schwierigkeiten, weil wir darauf achten müs-
sen, dass die Datenschutzbestimmungen Nordrhein-Westfalens mit der Zeit gehen. 
Die Bürger sehen in erster Linie Probleme an den Stellen, an denen das Verhalten 
unserer Mitbürger wenig erfreulich ist, zum Beispiel bei Graffitis, bei Müllabladungen, 
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beim Schutz unserer Gebäude im öffentlichen Raum. Da sind uns sehr weitgehend 
Handschellen angelegt. Man muss sich ansehen, inwieweit die technischen Möglich-
keiten, die wir mittlerweile im Bereich der KI haben – es wird sich immer weiter fortent-
wickeln –, geeignet sind, dass wir auf der einen Seite den Schutz der informationellen 
Selbstbestimmung gewährleisten und auf der anderen Seite mit dem Verpixeln usw. 
moderne Schritte einleiten, um hinterher den Kommunen auch Geld zu ersparen. Ich 
würde es sehr begrüßen, wenn wir da weitergehen. Im Moment sehe ich allerdings 
rechtliche Bedenken.  

Momentan versucht die Polizei, Situationen im öffentlichen Raum mit ihren Kameratür-
men zu klären. Das ist sehr aufwendig, und die Möglichkeiten sind sehr beschränkt. Man 
muss sich hier fragen: Wen schützen wir eigentlich? Ich wünsche mir, dass wir uns da 
weiterentwickeln. Die rechtlichen Möglichkeiten sind derzeit eingeschränkt.  

Darf ich zu anderen Fragen, zu denen ich nicht gezielt angesprochen worden bin, ganz 
kurz etwas sagen? Geht das, oder geht das nicht?  

Vorsitzende Angela Erwin: Das muss ich leider negativ bescheiden; das geht nicht. 
Deswegen werden die Fragen ja konkret formuliert, und der Adressat wird klar be-
nannt. Es tut mir sehr leid, Herr Mösgen.  

Jörg Mösgen (Stadt Hamm): Zum Teil überschneidet es sich, und es ist nicht ganz 
sicher.  

Vorsitzende Angela Erwin: Wenn es nicht ganz sicher ist, dann können Sie gerne 
darauf antworten. 

Jörg Mösgen (Stadt Hamm): Gut, dann ziehen wir es nicht in die Länge. – Die Aus-
bildung betreffend kommen wir eigentlich zehn Jahre zu spät. Die Kommunen haben 
sich längst selbst organisiert, weil es anfangs an Empfehlungen mangelte. Wir haben 
mittlerweile die rechtlichen Rahmenbedingungen.  

Dieser Gesetzentwurf erleichtert uns die Schulungen sogar; diese Formulierungen 
sind sehr leicht auch in Schulungen vermittelbar. Deswegen finde ich es prima, dass 
sie im Ordnungsbehördengesetz genannt sind. Sie sind im weitesten Sinne deklarato-
risch. Da gibt es im Wesentlichen nichts Neues, sondern es ist klar formuliert. Das hilft 
bei der Schulung.  

Bezüglich der Ausstattung würde ich mich sehr freuen, wenn wir Empfehlungen hätten. 
Diese würden uns ebenfalls weiterhelfen, weil wir in jeder kleinen oder großen Stadt 
gucken müssen, wenn beispielsweise neue Technik kommt, ob wir etwas dürfen. 
Wenn etwas Neues kommt, würde ich Empfehlungen auch aus der Sicht der Polizei 
sehr begrüßen. Derzeit müssen wir uns immer selbst helfen. Das kostet unheimlich 
viel Zeit, führt zu vielen Rückfragen, und im Ergebnis haben wir dann doch dieselbe 
Ausstattung. Das könnte man sehr abkürzen.  
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Bei Schulungen ist man endlich über die Schulungsinstitute den Weg gegangen, dass 
Lerninhalte formuliert werden. Das war längst überfällig. Wir haben uns selbst gehol-
fen. Das immer nur auf die kommunale Selbstverantwortung zu schieben, ist zwar ein-
fach, aber ich hätte mir sehr gewünscht, dass wir mehr Hilfestellungen bekommen.  

Ich könnte auch zu anderen Themen wie der Verkehrsüberwachung etwas sagen, weil 
ich auch in einer kleinen Stadt war, aber ich bin dazu nicht angesprochen worden.  

Patrick Schlüter (Gewerkschaft der Polizei): Vielen Dank für die Einladung. – Zu 
dem Thema „Bodycam und Pre-Recording“ ist von meinen Vorrednerinnen und -red-
nern schon einiges gesagt worden. Auch wir als Gewerkschaft der Polizei fordern 
diese Funktion schon sehr lange.  

Richtigerweise wurde gesagt, dass die Bundespolizei sie in den Bahnhöfen anwendet, 
und auf dem Bahnhofsvorplatz, wo die Landespolizei ihre Zuständigkeit hat, ist es nicht 
mehr erlaubt.  

Ich glaube, es wäre ganz wichtig, dass die Situation, die zu der Einschaltentscheidung 
führt, aufgezeichnet wird, um ein Stück weit den Einsatzverlauf und den Eskalations-
verlauf zu dokumentieren. Das würde ganz sicher auch die Akzeptanz der Bodycam 
erhöhen.  

Darüber hinaus müssen wir die Bodycam sehr stark in die Schulungen, in die Trainings 
einbauen, damit es auch ein Stück weit ein Automatismus wird, wenn es zu einer Es-
kalation kommt, sofort den Knopf zu drücken, sodass es nicht mehr zu Situationen 
kommt, in denen keine Aufnahmen vorliegen.  

Zur Aus- und Fortbildung und zu landesweiten Vorgaben – das war die Frage von Frau 
Dr. Höller –: Ich glaube, wir brauchen wirklich Standards, weil es hier einerseits um die 
Ausübung des Gewaltmonopols und nicht unerhebliche Grundrechtseingriffe geht, an-
dererseits aber auch um die Eigensicherung der Kolleginnen und Kollegen im kommu-
nalen Ordnungsdienst. Daher sind Standards, landesweite Vorgaben und – das ist 
ganz wichtig – regelmäßige Trainings wie bei unseren Polizeikolleginnen und -kollegen 
sehr wichtig.  

Zur der Frage von Herrn Hafke von der FDP: Aus Sicht der Polizei sind die Polizei und 
der kommunale Ordnungsdienst die Garanten für die innere Sicherheit und unverzicht-
bare Bestandteile. Wir brauchen beides, also natürlich auch die kommunalen Ord-
nungsdienste. Es ist schon gesagt worden: Sie sind nicht mehr nur von 8:00 bis 16:00 
Uhr im Dienst. Das ist in ganz vielen Kommunen so. Es gibt da aber viel Licht und viel 
Schatten. Ich glaube, in einigen Kommunen gibt es noch Nachholbedarf.  

Die Polizei ist mit ihren immer mehr werdenden originären Aufgaben schon ordentlich 
ausgelastet, sodass meine Forderung lautet, dass die Kommunen, die noch nicht so 
viel im kommunalen Ordnungsdienst haben, noch ein bisschen nachschärfen, damit 
die Polizei von der subsidiären Aufgabenwahrnehmung entlastet wird.  
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Die Art, wie es jetzt umformuliert wurde, sodass es eine Klarheit gibt und nicht mehr mit 
Verweisen versehen ist, macht die Rechtsvorschrift deutlich besser lesbar und damit 
sicherlich auch in Schulungen besser vermittelbar. Daher ist das absolut zu begrüßen.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank. – Wir sind am Ende der ersten Antwort-
runde angekommen und starten in die zweite Fragerunde.  

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich habe noch eine Frage zum Thema „Aus- und Fort-
bildung“ und in diesem Zusammenhang auch zur Konnexität. Frau Bongartz, Sie ha-
ben dargestellt, dass Sie sich wünschen, dass die Flexibilität bestehen bleibt. Nun be-
stehen auf der einen Seite landesgesetzliche Vorgaben, und die 396 Städte und Kom-
munen agieren auf dieser Basis. Auf der anderen Seite haben wir in der Praxis keine 
Ausbildung bei den kommunalen Ordnungsdiensten. In weiten Teilen, bis hin zu Städ-
ten wie Rüthen, Odenthal, Radevormwald, Bedburg oder Attendorn, sind Vollzugs-
kräfte in Uniformen auf den Straßen unterwegs und haben keine standardisierte fach-
spezifische Ausbildung. Uns werden diesbezüglich teilweise auch Ängste beim Ein-
schreiten und andere Dinge gemeldet, weil man eben nicht standardisiert und fach-
spezifisch ausgebildet ist.  

Würde es Ihrer Meinung nach Konnexität auslösen, wenn man beispielsweise eine 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung verabschiedet, ohne die Aufgaben zu verän-
dern? Eine kurze Randnotiz: § 1 OBG NRW hat nie einen Passus enthalten, nach 
welchem der Dienst von Montag bis Freitag jeweils von 8:00 bis 16:00 Uhr erfolgt; seit 
den 50er-Jahren schon nicht. Oder müsste man dann vielleicht auch die Frage prüfen, 
ob es mit der verfassungsrechtlichen Fürsorgepflicht des Dienstherrn vereinbar ist, 
wenn er Vollzugskräfte unausgebildet auf die Straße lässt?  

Zweitens. In der Stellungnahme von „Kommunale Ordnungsdienste NRW“ – die Sach-
verständigen sind heute nicht hier – ist der Bedarf nach einer rechtlichen Grundlage 
für die interkommunale Zusammenarbeit geäußert worden. Nach unserem Kenntnis-
stand findet bereits interkommunale Zusammenarbeit statt. Teilen Sie die Aussage, 
dass eine rechtliche Grundlage zusätzlich geschaffen werden müsste und, wenn ja, 
für welche konkreten Fälle?  

Drittens. Teilweise wurde eine Verordnungsermächtigung zum Alkoholverbot gefor-
dert. Besteht dafür generell eine Notwendigkeit? Reicht der derzeitige rechtliche Hand-
lungsrahmen Ihrer Meinung nach nicht aus?  

Benedikt Falszewski (SPD): Wir haben nun schon mehrfach etwas zur Ausbildung 
bzw. Grundausbildung gehört. Dazu habe ich noch eine konkrete Nachfrage an alle 
Sachverständigen. Welche Mindestinhalte sollten in einer solchen Grundausbildung ver-
bindlich festgelegt werden? Ich meine damit zum Beispiel Eingriffsrechte, Deeskalations-
trainings, Eigensicherung, Kommunikation. Wie stellen Sie sich das vor? Was würden 
Sie fordern?  
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Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich möchte Frage aus der ersten Runde an den Städtetag 
und den Städte- und Gemeindebund wiederholen. Ich glaube, sie ist vorhin unter den 
Tisch gefallen. Es ging es um die Ausweitung der Verkehrsüberwachung auf kleine 
und mittlere kreisangehörige Kommunen. Könnten Sie bitte sagen, weshalb Sie schon 
seit Jahren dafür werben? Sind Ihre Anliegen diesbezüglich in dem Gesetzentwurf 
ausreichend begründet worden?  

Ich habe noch eine weitere Frage. Der Unterschied zwischen Videoüberwachung und 
Videobeobachtung ist sehr zentral, wenn es darum geht, welche Befugnisse die Ord-
nungsbehörden bekämen. Ich nutze den Konjunktiv, denn dazu steht ja nichts im Ge-
setzentwurf, wie wir alle bemerkt haben. Wenn wir aber über eine Videobeobachtung 
sprechen, sprechen wir darüber, dass da jemand hinter dem Bildschirm sitzt, die Ka-
meras beobachtet und Kräfte dorthin beordert, wo ein Problem besteht. Sie haben Di-
verses dazu gesagt, wo man das einsetzen könnte.  

Ich habe mittlerweile schon Einblicke in mehrere Ordnungsbehörden bekommen – 
danke an Herrn Bockshecker an dieser Stelle –: Wie soll man diese Form der Vide-
obeobachtung personell überhaupt leisten können? Es geht hier nicht darum, dass 
irgendwelche Kameras irgendwo laufen, aber wenn wir über Schulhöfe oder Müllabla-
dung reden, dann ist das für mich extrem schwer vorstellbar. Ich frage daher diejeni-
gen, die Ordnungsbehörden verantworten – also Herrn Bockshecker, Herrn Herwartz 
und auch den Städte- und Gemeindebund –: Ist das personell in der Form, über die 
Sie gerade teilweise auch gesprochen haben, überhaupt und ansatzweise leistbar?  

Marcel Hafke (FDP): Meine erste Frage richte ich an Herrn Dr. Faber vom Landkreis-
tag. Sie haben in Ihrer Stellungnahme zum Thema „Verkehrsüberwachung“ geschrie-
ben, dass Sie kritisch sehen, was jetzt geplant ist, und Sie fordern eher eine Art über-
greifendes Verkehrssicherungskonzept. Sie sehen hier die Gefahr einer Zersplitterung 
bei den Zuständigkeiten. Wie könnte ein solches Konzept Ihrer Auffassung nach aus-
sehen? Welche Mechanismen empfehlen Sie, um Fehlanreizen entgegenzuwirken, 
gerade fiskalischen Fehlanreizen, die wir leider immer wieder erleben? Könnten Sie 
uns Ihre Vorstellungen bzw. Ihre Kritik bitte noch einmal skizzieren?  

Meine zweite Frage geht an die Vertreter der Städte; insbesondere an Frau Bongartz 
und Herrn Dr. Faber, aber auch an die drei Vertreter der Kommunen. Es ist durchaus 
so, dass es jetzt mehr Befugnisse gibt. Wir sprechen über Aufenthaltsverbote, die Ord-
nungsbehörden vorher in dieser Form nicht aussprechen durften. Es gibt immer wieder 
Forderungen aus der kommunalen Landschaft, dass zum Beispiel Schlagstöcke aus-
gerüstet werden sollen – Stichwort: Gewaltmonopol – oder dass Autos mit Blaulicht 
versehen werden. Herr Katzidis hat das Thema „Alkoholverbot“ angesprochen. Es ist 
eine ganze Bandbreite an Themen, die immer wieder hinzukommen.  

Wie sehen Sie in Verbindung mit solchen Aspekten die Kontrolle der Ordnungsbehör-
den? Wir haben bei der Polizei aus guten Gründen entsprechende Kontrollmechanis-
men eingeführt, bis hin zu parlamentarischen Kontrollrechten. Wenn die Befugnisse 
bei den Kommunen nun ausgeweitet werden, was mit diesem Gesetz schon anfängt 
und immer weiter gefordert wird: Wie stellen Sie sich die Kontrolle der Ordnungs-
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behörden vor, insbesondere in Bezug auf Persönlichkeitsrechte und die Aufweichung 
der Ausübung des Gewaltmonopols, das bislang bei der Polizei liegt? 

Markus Wagner (AfD): Ich möchte mich in den nächsten beiden Fragen mit den Kos-
tenannahmen im Gesetzentwurf beschäftigen. Die Gewerkschaft der Polizei hat die 
Aussage, dass keine Kosten entstünden, als realitätsfern kritisiert. Vor diesem Hinter-
grund lautet die erste Frage an Herrn Schlüter: Würden Sie bitte gerade vor dem Hin-
tergrund der im Gesetzentwurf enthaltenen Ermessensnormen erläutern, wie Sie zu 
dieser Annahme kommen?  

An die übrigen Sachverständigen geht die Frage, ob Sie die Einschätzung des Ge-
setzgebers bzw. der Fraktionen, die den Gesetzentwurf eingereicht haben, teilen, dass 
keine zusätzlichen Kosten entstünden. Oder sind Sie der Ansicht, dass gerade für die 
Kommunen zusätzliche Kosten entstehen können? In welcher Höhe taxieren Sie 
diese? Ich frage dies vor dem Hintergrund der ohnehin in allen Kommunen angespann-
ten Haushaltslage.  

Christiane Bongartz (Städtetag Nordrhein-Westfalen/Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen): Ich beginne mit den Fragen nach Aus- und Fortbildung. An 
dieser Stelle möchte ich darauf hinweisen: Wir haben keine standardisierte Ausbildung 
explizit für das Ordnungsamt, aber es ist natürlich nicht so, dass diejenigen, die ihre 
Ausbildung absolvieren, hinsichtlich Eingriffsbefugnissen gar nicht geschult wären. 
Also: Was macht das Ordnungsamt? Was sind die rechtlichen Gegebenheiten? Auch 
da wird im Gefahrenabwehrrecht ganz klar jeder geschult, sodass jeder weiß: Ich 
greife in Grundrechte ein, und das kann ich nicht salopp und mal eben so machen, 
sondern da muss man die rechtlichen Vorgaben prüfen, wahren und auch nachher in 
den jeweiligen Bescheiden begründen. – Eine gewisse Basis ist da überall vorhanden.  

Um die Flexibilität für unsere Mitgliedschaft, die diese in der Tat dringend benötigt, 
aufrechtzuerhalten, regen wir einen Ausbau der modularen Fortbildungen an, die, wie 
schon genannt wurde, bereits bei den Studieninstituten vorhanden sind. In diesen 
könnte man sich schwerpunktmäßig mit verschiedensten Themen befassen, beispiels-
weise mit der Eigensicherung oder ganz gezielt mit einzelnen Maßnahmen, sodass man 
dahin gehend detaillierter geschult ist. Aber Grundkenntnisse hat jeder erhalten.  

Bezüglich der Konnexität wird gleich mein Kollege Dr. Faber noch etwas sagen. Auch 
die Frage zur kommunalen Zusammenarbeit wird er übernehmen.  

Zum Thema „Alkoholverbotsverordnung“: Wir haben in unserer gemeinsamen Stel-
lungnahme geschrieben, dass wir uns da eine Verordnungsermächtigung wünschen. 
Es gibt in der Tat in einigen Kommunen immer mal wieder Rechtsunsicherheiten be-
züglich des Erlasses, der Voraussetzungen, der Begründung. Es wäre für die Kommu-
nen von Vorteil, wenn man mit dieser Verordnungsermächtigung die Rechtsunsicher-
heiten in der Praxis beheben könnte und einen allgemeingültigen Standard hätte.  

Die Frage der SPD bezüglich der Mindestinhalte von etwaigen Aus- und Fortbildungen 
habe ich schon ein Stück weit aufgegriffen, da bei den Studieninstituten für den 
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gefahrenabwehrrechtlichen Bereich schon Standards bei der Grundausbildung vor-
handen sind. Es existieren auch verschiedenste modulare Fortbildungen. Dement-
sprechend müsste man noch einmal im Detail schauen, wo Lücken vorhanden sind, 
und dabei auch die verschiedenen Größenkategorien betrachten: Was benötigen 
kreisfreie Städte? Was benötigen kleine und mittlere kreisangehörige Städte? Daran 
kann man es am besten differenzieren, denn die Situationen vor Ort unterscheiden 
sich in der Praxis natürlich immer.  

Bezüglich der Frage zur Verkehrsüberwachung möchte ich an meinen Kollegen Herrn 
Kramer verweisen. Das habe ich vorhin in der Tat leider vergessen. Es gab aber noch 
eine Frage zur Videoüberwachung bzw. -beobachtung, deren Beantwortung ich über-
nehmen kann.  

Eine kontinuierliche Videobeobachtung, dass immer jemand vor dem Bildschirm sitzt, 
ist in der Tat personell nicht möglich. Da haben Sie vollkommen recht. Zumindest in 
unserer Mitgliedschaft wären die personellen Kapazitäten dafür nicht vorhanden. Al-
lerdings haben wir auch in unserer Stellungnahme geschrieben, dass wir gerne eine 
Experimentierklausel hätten. Man könnte überlegen, ob es wirklich eine dauerhafte 
Beobachtung sein muss oder ob es eine Beobachtung in der Form sein soll, dass eine 
Aufzeichnung beginnt, wenn etwas bemerkt wird, und dann muss innerhalb eines be-
stimmten Zeitfensters jemand nachschauen. Letzteres ist etwas besser realisierbar als 
eine 24/7-Beobachtung. Eine solche Experimentierklausel wäre uns wichtig, um diese 
Gegebenheiten für alle Kommunen umsetzen zu können.  

Zur Frage der FDP bezüglich der Aufgabenerweiterung: Sie haben vollkommen recht, 
die Aufenthaltsverbote gab es vorher nicht. Ansonsten sind diese integrierten Stan-
dardmaßnahmen, die mit dem Gesetzentwurf angestrebt werden, deckungsgleich. Da 
gibt es in dem Sinne nichts Neues. Die Bandbreite wirkt zwar größer oder die Fälle 
werden vielfältiger, aber es ist nicht so, dass wir in einzelnen Bereichen einen Katalog 
hätten, der das Doppelte an Aufgaben im Vergleich zu dem Stand vor zehn Jahren 
enthalten würde. Das heißt, theoretisch gab es diese Aufgaben in der Breite auch vor-
her schon, es war vielleicht nur nicht an der Tagesordnung. Alkoholverbotszonen wa-
ren vielleicht vor 15 Jahren nicht so sehr ein Thema wie heute. Deswegen können wir 
nicht direkt von vermehrten oder neuen Aufgaben sprechen. Dementsprechend hätten 
wir keine Probleme in der Form, dass wir noch Kontrollrechte bräuchten, die darüber 
hinausgehen.  

Alexander Kramer (Städtetag Nordrhein-Westfalen/Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen): Gerne nehme ich noch zu der Frage von Frau Dr. Höller aus 
der ersten Fragerunde Stellung, die sie jetzt erneut gestellt hat.  

In der Tat ist es eine Forderung, die wir als Städte- und Gemeindebund seit vielen 
Jahren erheben, dass die Kompetenzen die Geschwindigkeitsüberwachung betreffend 
erweitert werden, weil uns von unseren Mitgliedern gespiegelt wird, dass es nicht im-
mer flächendeckend zur Geschwindigkeitsüberwachung kommt, vor allem auch nicht 
an den Gefahrenstellen vor Ort in den Kommunen, an denen es notwendig wäre. Hin-
tergrund dessen ist, dass aktuell nur die Kreise oder die großen kreisangehörigen 
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Städte zuständig sind. Das führt dazu, dass oft, wenn es Beschwerden gibt oder sei-
tens der Bürgerschaft oder auch der Verwaltung Gefahrenstellen gesehen werden, 
immer der Weg über die Kreisordnungsbehörden gegangen werden muss. Dann wird 
es eben nicht immer so umgesetzt, wie es notwendig ist. Das hat vielfältige Gründe, 
zu denen ich nicht im Einzelnen Stellung nehmen werde. Vor dem Hintergrund stei-
gender Verkehrssicherheit, die hier im Vordergrund steht und stehen sollte, ist es wich-
tig, dass es ausgeweitet wird. Das Gesetzesvorhaben entspricht in dieser Form also 
unseren Forderungen.  

Wir haben viel dafür gekämpft, und wir konnten vor zwei Jahren die Rechtssicherheit 
erzielen, dass wir auch im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit in diesem 
Bereich aktiv werden können, wenn der Schwellenwert, der aktuell noch gilt, erreicht 
wird und die Kommunen aneinandergrenzen. Wir werben dafür, dass das weiterhin 
bestandskräftig bleibt, und davon gehen wir auch aus; denn bei vielen ist es der einfa-
chere Weg. Es ist mit hohen Kosten verbunden, Anlagen zu beschaffen, diese zu in-
spizieren und regelmäßig zu warten. Das sind Kosten, die nicht jede Kommune tragen 
kann. Trotzdem ist diese Erweiterung, diese Möglichkeit, die wir hier haben, sehr zu 
begrüßen, und sie entspricht unseren Forderungen.  

Dr. Markus Faber (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Ich beginne mit dem Be-
reich „Konnexität“. Dazu sind Fragen an die kommunalen Spitzenverbände insgesamt 
gerichtet worden.  

Wir bleiben bei dem, was wir vorhin gesagt haben. Wir gehen momentan davon aus, 
dass die Konnexität nicht berührt wird. Das kann sich aber, wie gesagt, ändern, wenn 
weitere Aufgaben übertragen werden oder weitere Anforderungen untergesetzlich auf 
die kommunale Ebene zukommen.  

Bezüglich der interkommunalen Zusammenarbeit glauben wir, dass der heutige recht-
liche Rahmen ausreicht. Das ist einerseits in der Gemeindeordnung für die aufgaben-
trägerunabhängige Zusammenarbeit normiert und andererseits über das Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit, das GkG NRW. Damit haben wir eigentlich hinrei-
chende Instrumentarien für Kooperationen, die auch hinreichend mit entsprechenden 
Regelungen, Rechtsprechungen und Kommentarliteratur unterlegt sind. Wir meinen, 
dass es wahrscheinlich mehr Unruhe oder Unsicherheiten geben würde, wenn man 
neue gesetzliche Regelungen in die Fachgesetze aufnähme. Dafür gibt es die allge-
meinen Kooperationsregelungen, die sich bewährt haben.  

Ich denke, das hat sich auch in der Praxis so etabliert. Da, wo Kooperationsbedarfe 
entstehen, werden diese Kooperationen auch durchgeführt – mit all den Begrenzun-
gen, die es bei Kooperationen immer gibt. Es ist auch kein Verwaltungsallheilmittel. 
Das muss man hier auch einmal sagen. Die Ressourcen lassen sich nicht beliebig 
ausdehnen. Auch wenn man mit zwei oder drei Kommunen zusammenarbeitet, muss 
man wirklich immer im Einzelfall schauen, wie die Ressourcen- und die Personalver-
teilung sowie die Anforderungen vor Ort sind. Die interkommunale Kooperation ist ein 
Instrument, aber kein Allheilmittel.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 20 - APr 18/1130 

Innenausschuss (67.)  22.01.2026 
Ausschuss für Heimat und Kommunales (78.) exn 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
Bisher war es hier sehr schiedlich-friedlich, bezogen auf die Frage der FDP habe ich 
aber zum ersten Mal eine etwas andere Position. Herr Kramer hat es schon ein biss-
chen angesprochen: Natürlich ist die Verkehrsüberwachung komplex, sowohl sachlich 
als auch im Hinblick auf die Personalressourcen und gerade für die in Anführungsstri-
chen – den Begriff gibt es in der Gemeindeordnung nicht – kleinen kreisangehörigen 
Gemeinden, also diejenigen, die nicht große und mittlere sind, bis hin zu Gemeinden mit 
unter 10.000 Einwohnern. Dort stößt man sicherlich an die Grenzen der Verwaltungs-
ressourcen, wenn es darum geht, diese durchaus anspruchsvolle Aufgabe – sie bringt 
auch technische Anforderungen mit sich – ordnungsgemäß durchzuführen. Insofern 
bleiben wir bei unserem Konzept, das wir auch in der Stellungnahme benannt haben.  

Nichtsdestotrotz: Wenn es zu einem Gesamtverkehrskonzept kommen soll, dann muss 
natürlich gewährleistet werden, dass die örtliche, sachliche Kooperation funktioniert, 
dass Unfallschwerpunkte im gemeinsamen Gebiet erkannt und identifiziert werden, 
dass darauf geachtet und festgelegt wird, dass nicht an vergleichbaren Stellen von 
zwei unterschiedlichen Behörden Verkehrsüberwachungen durchgeführt werden. Denn 
man muss immer noch sagen: Rechtlich gesehen bleiben die Kreise bei den Gebieten 
der kleinen und mittleren kreisangehörigen Gemeinden zuständig. Da gibt es eine Pa-
rallelzuständigkeit, und wir kommen nicht darum herum, uns abzustimmen. Man muss 
dann dafür sorgen, dass das Ganze in ein verkehrliches Gesamtkonzept eingefügt 
wird; im Hinblick auf Unfallzahlen, im Hinblick auf Gefährdungszahlen, im Hinblick auf 
räumliche Aufteilung – vielleicht Außenbereich und Innenbereich.  

Man muss es sich dann ansehen. Ideal finden wir es nicht; das haben wir geschrieben. 
Aber wenn es dazu kommt, wird man nicht darum herumkommen, gemeinsam Koope-
rationskonzepte zu erstellen.  

Ralf Bockshecker (Stadt Bonn): Ich beginne mit dem Thema „Aus- und Fortbildung“. 
Ich möchte zunächst ausräumen, dass wir keine Aus- und Fortbildung machen wür-
den. Wir machen das, im Moment aber jeder für sich, und ich finde, wir machen das 
schon auf einem sehr guten Niveau.  

Das jetzige Gesetz wird uns in die Lage versetzen, Aus- und Fortbildung noch besser 
und individuell anbieten zu können. An den Studieninstituten wird derzeit ein Kurs, ein 
Seminar mit, glaube ich, 8 oder 16 Schulungstagen angeboten; ich weiß es nicht ge-
nau. Es ist jedenfalls relativ wenig. Die Wartezeiten sind auch nicht immer ganz so 
einfach. Das ist vielleicht ausbaufähig.  

Wir machen auch Einsatztrainings. Niemand darf in Bonn den Einsatzmehrzweckstock 
tragen, wenn er keine Prüfung macht, wenn er nicht monatliche Trainings absolviert 
und Ähnliches. Schon alleine für unsere eigene Sicherheit lassen wir niemanden auf 
die Straße, ohne dass er Aus- und Fortbildungen absolviert. Jeder, der bei uns im KOD 
auf der Straße unterwegs ist, ist entsprechend geschult – auch, was Eingriffsbefug-
nisse angeht.  

Wir fordern aber, Ausbildungs- und Prüfungsinhalte zu vereinheitlichen. Das würde die 
Kommunen aus meiner Sicht dauerhaft entlasten, weil es dann klare Kataloge sowie 
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Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gibt, an denen man sich orientieren kann, um 
zu sehen, wohin man seine Mitarbeitenden entsenden kann. Es wird uns nicht davon 
entlasten, im tagtäglichen Dienstsport, der im KOD ansteht, Einsatztrainings durchzu-
führen. Unsere Trainer, die wir selbst ausgebildet haben bzw. durch die Polizei haben 
ausbilden lassen, stehen in sehr engem Austausch mit der Polizei. Das wird es wei-
terhin geben müssen. Das wird man meiner Meinung nach nicht zentral irgendwo 
durchführen können. Aber gewisse Vorgaben, was von den Kommunen gefordert ist, 
welche Standardausbildungsinhalte es gibt, wären sehr hilfreich.  

Was das Thema „Ausbildungs- und Prüfungsordnung“ und die Konnexität angeht: Es 
wäre aus meiner Sicht nicht zwingend ein Konnexitätsfall – die Spitzenverbände müss-
ten das noch einmal beurteilen –, wenn man Ausbildungsinhalte vereinheitlichen oder 
beispielsweise eine Ausbildung im mittleren Dienst mit der Spezialisierung auf den 
KOD anbieten würde, solange man nicht sagt, dass jeder im KOD, der auf die Straße 
geht, genau diese Ausbildung haben muss. Es wäre natürlich etwas anderes, wenn 
die Forderung käme, dass man diese Ausbildung zwingend durchlaufen haben muss. 
Dann sieht die Situation sicherlich anders aus, und darüber muss man dann reden. 
Aber auch im normalen Verwaltungsdienst haben wir die Ausbildung im mittleren und 
im gehobenen Dienst mit Spezialisierungsinhalten. Da müssen wir auch nicht zwin-
gend auf diese Beamtenausbildung zurückgreifen, sondern können auch Beschäftigte 
einstellen und sie selbst fortbilden. Quereinsteigende sind mittlerweile Realität in der 
Kommune. Auch da brauchen wir natürlich Inhalte, zu denen wir ausbilden können. 
Das Thema „Konnexität“ kommt da für mich eigentlich nicht vor.  

Ich glaube, wir werden klare Vorgaben rechtlicher Art brauchen. Ich hätte es gerne so, 
dass die Menschen, die bei uns anfangen, einen Kurs oder am besten sogar eine Aus-
bildung mit klaren Vorgaben durchlaufen haben: Wie tief geht die Schulung des Polizei- 
und Ordnungsrechts oder der Einsatzbefugnisse? Ich glaube, das wäre sehr hilfreich.  

Zu den Alkoholverboten würde ich nicht sagen, dass wir dazu eine gesetzliche Rege-
lung brauchen. Wir können auch heute schon unter strengen Voraussetzungen Alko-
holverbotszonen einrichten, also Konsumverbote oder Verkaufsverbote. Es ist ähnlich 
wie bei Glasverbotszonen und weiteren Möglichkeiten. Das bedarf natürlich einer sehr 
engen Prüfung. Wir brauchen eine entsprechende Gefahr, die damit abgewendet wer-
den muss. Das ist in den Kommunen nicht immer sehr leicht darzustellen; das muss 
man ganz klar sagen. Wir wissen, dass wir in bestimmten Bereichen sicherlich ein 
Problem mit dem Thema haben – beispielsweise mit Alkohol oder Glas –, aber die 
Zahlen dazu, die wir benötigen würden, um ein Verbot zu verhängen, sind nicht vor-
handen. Auch eine explizite gesetzliche Regelung würde uns aber zu Recht nicht da-
von entbinden. Von diesem Hintergrund halte ich keine gesetzliche Regelung für er-
forderlich.  

Zur interkommunalen Zusammenarbeit: Sie ist heute schon gelebte Praxis. Zumindest 
für Bonn kann ich davon sprechen. Wir müssen sie auch nicht weitergehend regeln. 
Beispielsweise in Bonn arbeiten wir mit dem Außendienst der Nachbargemeinde Alfter 
eng zusammen und werden auch schon mal auf deren Gemeindegebiet tätig, zum 
Beispiel wenn sie dort nicht mehr erreichbar sind oder in Sonderfällen. Das ist geübte 
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Praxis. Zuletzt gab es eine groß angelegte Evakuierungsmaßnahme nach einem Bom-
benfund in Köln, und wir haben mit bestimmt 20 Personen aus Bonn helfen können, 
dass die Maßnahme in Köln gut umgesetzt werden konnte. Ich sehe keine Notwendig-
keit, dass wir tiefer darauf eingehen müssten. Das funktioniert ganz gut.  

Zum Personal für Videobeobachtung: Wenn wir von dem alten Bild ausgehen, dass 
irgendwo ein Videobeobachtungsturm wie bei der Polizei steht und immer ein Mensch 
dahinter sitzt, der nur auf den Bildschirm guckt, bin ich bei Ihnen, Frau Dr. Höller; dann 
können wir die eben angesprochenen Standorte sicherlich so nicht überprüfen. Ich 
habe aber auch schon Verpixelung und KI angesprochen. Um das Beispiel auf Bonn 
herunterzubrechen: Die Radargeräte signalisieren uns, wenn irgendwo etwas ist, und 
nur dann guckt jemand dorthin. Eine Leitstelle, die alle Großstädte haben – die ist 
besetzt, die haben Bildschirme –, könnte sich, wenn sie über etwas Auffälliges infor-
miert wird, aufschalten. Dafür ist keine dauerhafte Videobeobachtung des öffentlichen 
Raums notwendig, sondern nur dann, wenn uns die Systeme, die mittlerweile intelli-
gent genug sind – selbst im normalen Haushaltsbereich sind sehr intelligente Systeme 
vorhanden –, signalisieren, dass man genauer hinschauen sollte, weil es etwas Auf-
fälliges gibt, wird hingeschaut. Das würde uns sehr weiterhelfen. Dafür brauchen wir 
kein Personal, und wir sind auch nicht an 20 Orten im Stadtgebiet unterwegs, sondern 
sehr punktuell. Da würde ich überhaupt keine Probleme sehen.  

Bezüglich der Befugnisse – Herr Hafke von der FDP hat danach gefragt – sehe ich im 
Moment keine Ausweitung. Wir haben seit jeher in § 1 OBG die Aufgaben, die wir 
heute haben und die wir auch künftig haben werden. Die Polizei weist uns zu Recht 
seit Jahrzehnten darauf hin, dass wir diese doch bitte vollumfänglich übernehmen. Das 
tun wir in den Großstädten nach und nach mit den Ressourcen, die uns dafür zur Ver-
fügung gestellt werden. Ich sehe momentan keine Ausweitung der Befugnisse, die 
über das, was der Gesetzgeber seit Jahrzehnten von uns verlangt, hinausgehen, und 
ich sehe auch keine Notwendigkeit, darüber hinauszugehen.  

Zuletzt: Ich sehe durch das Gesetz keinerlei Kosten auf die Kommunen zukommen.  

Tobias Herwartz (Stadt Dormagen): Ich möchte mit der Frage der SPD zu den Min-
destinhalten beginnen und schließe mich den Vorrednern an: Wir arbeiten in der Kom-
mune schon mit Fort- und Ausbildungen, und die enthalten auch jetzt schon die Grund-
rechtseingriffe. Zum Beispiel gibt es eine regelmäßige Schulung der Eingriffsrechte, 
auch wenn neue dazukommen. So war es zum Beispiel bezogen auf die Rechte, die 
wir im Zusammenhang Cannabis bekommen haben. Die müssen wir neu schulen.  

Ein Schwerpunkt liegt auf der Selbstsicherung. Das machen wir mit Einsatztrainings, 
die regelmäßig stattfinden, sowie mit Deeskalationstrainings und Ansprachen. Das 
sind die Schwerpunkte, und das sind auch die Mindestanhalte.  

Wenn diese wiederum in einer Ausbildungs- und Prüfungsordnung landesweit festge-
legt werden würden, dann würde aus meiner Sicht ein großer Qualitätssprung gemacht 
werden können. Das heißt, wir tun das zwar jetzt schon, aber dann hätten wir verbind-
liche Regelungen, an die sich zum Beispiel auch Institute halten müssten, die unsere 
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Auszubildenden und teilweise auch Quereinsteiger besuchen. Sie stellen eine große 
Anzahl derjenigen, die die kommunalen Ordnungsämter besetzen, und sie müssen 
diese Regelungen einhalten.  

Dass wir bezüglich der interkommunalen Zusammenarbeit keine weiteren Rechts-
grundlagen brauchen, sehe auch ich so. Die bestehenden Regelungen reichen aus.  

Bezüglich des Alkoholverbots sehe ich eine Verordnung als sinnvoll an, weil sie uns 
mehr Rechtssicherheit bieten würde.  

Zur Videobeobachtung: Ich spreche für eine Kommune mit 66.000 Einwohnern. Wir 
könnten es personell absolut nicht leisten, eine Person hinter den Bildschirm zu set-
zen, die die Personen des Außendienstes immer dorthin schickt, wo etwas vorfällt.  

Die FDP hat noch die Kontrollrechte der Kommunen angesprochen. Da gibt es neben 
der normalen Dienstaufsichtsbeschwerde keinen Mechanismus. Ich sehe aber mo-
mentan auch noch kein Defizit. Die Bürgerinnen und Bürger haben auch jetzt schon 
das Recht und die Möglichkeit, sich über das Personal im Außendienst zu beschweren. 
Es würde sich nur alles innerhalb der Kommune abspielen. 

Jörg Mösgen (Stadt Hamm): Herr Dr. Katzidis, zu den rechtlichen Grundlagen inter-
kommunaler Zusammenarbeit: Wir haben seit ungefähr 70 Jahren mit dem Nachbar-
kreis eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung. Die funktioniert hervorragend. Ich glaube, 
das ist in dieser Form eine der wenigen vorzeigbaren Vereinbarungen, weil darin nicht 
das Problem der Abgabe von Kompetenzen und der Eifersüchteleien eine Rolle spielt. 
Daran scheitert es in der Praxis eher, nicht so sehr am Recht. Man kann so etwas 
machen, und ich sehe zurzeit keinen Bedarf, zusätzliche Rechtsgrundlagen zu schaf-
fen. Man muss sich einfach zusammensetzen und kann dann sinnvolle Dinge schaffen.  

Zur Verordnungsermächtigung „Alkohol“: Wir hatten ein sehr unbestimmtes Alkohol-
verbot. Das hat ein Ratsherr der Grünen mit Erfolg angefochten, und er hatte Recht. 
Es war so unbestimmt, dass es in unserer Rechtsordnung keinen Platz hatte.  

Wir haben es dann in Richtung eines Glasverbots geändert. Beim Glasverbot können 
Sie es konkreter machen: Sie können Spielplätze bezeichnen, Sie können Straßen 
bezeichnen. Dann kommen Sie zu einer rechtlichen Lösung, die vollziehbar ist. Der 
kommunale Ordnungsdienst kann dann beispielsweise auch bei Spielplätzen ein-
schreiten, wenn dort Wodka-Gelage stattfinden.  

Ein pauschales Alkoholverbot über eine Stadt zu ziehen, ist schwierig. Wie wollen Sie 
das trennen? Es gibt auch einige Lokalitäten, die im Sommer ihren Alkohol ausschen-
ken. Das ist kompliziert mit so einem Alkoholverbot. Da kann ich nur sagen: Das ist 
Quatsch. Einige Städte machen das, und es ist nicht angefochten worden, aber die 
haben Glück. Das Problem sind die Glasscherben und die Gelage. Das rechtlich zu 
fassen, ist äußerst schwierig.  

Kommen wir zu Ihrem Kernpunkt, Herr Dr. Katzidis und Herr Falszewski. Ich gehe mal 
in die Historie. Vor zehn Jahren hatten Ina Scharrenbach und ich unterschiedliche Rol-
len in einer kleinen Stadt. Sie war Oppositionsführerin, ich Kämmerer. Damals haben 
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wir uns unterhalten, und ich habe mich darüber gefreut, dass sie Ausbildungsinhalte 
und so etwas angehen wollte. Ich fand es sehr schade, dass sie das in ihrer späteren 
Funktion nicht mehr umgesetzt hat.  

Wir haben uns, nachdem ich in eine Großstadt gewechselt bin, Gedanken gemacht, 
was wir machen. Denn der Bedarf war da, es gab aber keine Schulungsinhalte. Das 
war ein riesiges Problem.  

Wir haben bei uns drei große Blöcke. Herr Herwartz hat es schon gesagt, ich wieder-
hole es noch einmal. Das Erste ist die rechtliche Schulung, das Zweite ist das Dees-
kalationstraining, und das Dritte ist der Selbstschutz. Das sind die drei Dinge. Da gu-
cken wir natürlich: Was macht die Polizei? Müssen wir immer das Rad neu erfinden? 
Die Polizei macht das seit Menschengedenken so.  

Wir tun manche Dinge nicht. Ich habe den Einsatzmehrzweigstock bei uns nicht im 
Einsatz, weil ich Angst habe, dass ohne Schulung meine Leute einen auf die Nase 
kriegen, wenn man ihnen den Stock wegnimmt. Das ist natürlich ein großes Problem. 
Ich brauche manche Dinge nicht. Ich will keine Sonderpolizei im kommunalen Bereich 
haben. Ohne vernünftige Schulungen ist das auch gar nicht umsetzbar.  

Insofern haben wir uns beispielsweise, was die rechtlichen Grundlagen angeht, selbst 
geholfen. Hamm hat 185.000 Einwohner, und ich habe ein sehr funktionsfähiges 
Rechtsamt. Meine Juristen schulen beispielsweise ordnungsrechtliche Inhalte. Dazu 
gab es sonst nichts. Jetzt haben sich die kommunalen Schulungsinstitute mal so lang-
sam in diese Richtung entwickeln. Da könnte man sicherlich viel verbessern. Man 
muss auch sehen: Wir haben eine hohe Fluktuation im kommunalen Ordnungsdienst. 
Wir müssen immer wieder neu schulen. Wenn uns die Arbeit dahin gehend abgenom-
men wird, wäre das eine große Erleichterung.  

Natürlich könnte man ein Curriculum für das Land schaffen. Im Prinzip ist es ja das, 
was man sich vor vielleicht 100 Jahren mal für die Polizei überlegt hat. Wir sind eine 
neue Einrichtung. Da kann man sich, denke ich, auf Mindestinhalte einigen. Ich sehe 
es als durchaus sinnvoll an, sich über solche Dinge zu unterhalten.  

Herr Hafke, ich sehe darin aber auch keine Erweiterung unserer Zuständigkeiten. Man-
che Dinge, die gewünscht werden, sind nicht unbedingt notwendig. Ich brauche zum 
Beispiel keinen Taser. Ich will gar nicht mit der Polizei konkurrieren. Insofern sind in 
diesem Gesetzentwurf auch ganz bewusst einige Dinge nicht genannt worden.  

Es gibt vielleicht ein paar Wünsche. Wenn wir bei einer großen Aktion mit der Polizei 
in der Kolonne fahren, müsste man mit unserem Fahrzeug theoretisch an der Ampel 
anhalten, weil wir kein Blaulicht haben. Wir behelfen uns natürlich anders; wir fahren 
mit der Polizei weiter. Dass wir alle ein Blaulicht bekommen und nicht ein oranges Licht 
wie bei der Müllerabfuhr haben möchten, das höre ich von meinen Leuten. Darüber 
kann man sich streiten; das sind ein paar Punkte. Aber wir haben hier nicht wesentlich 
mehr Rechte.  

An den Vertreter der AfD gerichtet: Ich teile die Auffassung von Herrn Bockshecker; 
ich sehe hier keine für uns entstehenden Kosten.  
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Patrick Schlüter (Gewerkschaft der Polizei): Zu der Frage von Herrn Falszewski 
nach den Ausbildungsinhalten habe ich noch eine Ergänzung. Eigentlich wurde schon 
alles gesagt. Ich meine, wichtig ist in solchen Schulungen heutzutage auch der Um-
gang mit belastenden Situationen. Auch die Kolleginnen und Kollegen im kommunalen 
Ordnungsdienst erleben Situationen, in denen sie angegriffen werden und möglicher-
weise wirklich Überlebensängste haben. Das sind Aspekte, die man bei so etwas im-
mer mitdenken muss. Bei uns ist das seit einiger Zeit Standard und meines Erachtens 
sehr wichtig.  

Zu den Fragen der Kosten: Das ist im Grunde eine Henne-und-Ei-Debatte. Wenn ich 
mehr Training und mehr Schulung mache, wenn ich weiteres Personal für die Ver-
kehrsüberwachung brauche oder wenn ich gegebenenfalls Geräte für die Verkehrs-
überwachung kaufe, dann entstehen natürlich Kosten. Daher haben wir es so formu-
liert, dass durch die Umsetzung des Gesetzes Kosten bei den kommunalen Behörden 
entstehen. Wir begrüßen aber insgesamt die Ausweitung der Verkehrsüberwachung 
auf kleine und mittlere Kommunen, weil die Gefahr, in Deutschland, in Nordrhein-West-
falen bei einer Geschwindigkeitsübertretung erwischt zu werden, glaube ich, noch sehr 
gering ist. Daher kann jede Unterstützung für die Verkehrssicherheit nur sinnvoll sein.  

Wir haben seit 2017 landesweit einige Tarifbeschäftigte in den Behörden für Verkehrs-
überwachung eingestellt. Sie kümmern sich, sage ich mal, um die Masse, also um 
Geschwindigkeitskontrollen ohne anzuhalten. Man muss aber sagen: Auch dort gibt 
es das Erfordernis guter Ausstattung, denn auch dort wird möglicherweise vom Ver-
kehrsteilnehmer angehalten, umgedreht, und dann werden körperliche Übergriffe auf 
diese Kolleginnen und Kollegen, die in den Fahrzeugen am Fahrbahnrand sitzen, an-
gedroht. Auch dort ist ein deutlich erhöhter Schulungsbedarf vorhanden.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank. – Damit sind wir am Ende der zweiten 
Antwortrunde angekommen und starten in die dritte Fragerunde. Gibt es noch Fragen? 

Justus Moor (SPD): Ich habe noch eine spezifische Frage in Richtung des Städte- 
und Gemeindebundes, des Städtetags und der Vertreter der Kommunen. Wir sehen 
gerade, dass die kommunalen Haushalte unter Druck stehen, gleichzeitig aber Ord-
nungsämter und kommunale Ordnungsdienste deutlich ausgeweitet worden sind. 
Könnten Sie insbesondere aus der Praxis berichten, ob die Gefahr besteht, dass die 
Arbeit der Ordnungsdienste und Ordnungsämter eingeschränkt wird, weil das Geld 
sowohl für die weitere Fortbildung als auch zur Personalstärkenausweitung, wie sie 
insbesondere in Großstädten teils benötigt wird, fehlt?  

Vorsitzende Angela Erwin: Weitere Fragen sehe ich nicht, sodass wir direkt zu den 
Antworten kommen. 

Christiane Bongartz (Städtetag Nordrhein-Westfalen/Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen): Uns als Städte- und Gemeindebund ist nicht bekannt, dass im 
Bereich der Ordnungsämter in diesem Sinne wegen der Haushaltslage gespart wird. 
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Das ist an sich ja eine Pflichtaufgabe. Das heißt, es sind, wenn sich eine Kommune in 
der Haushaltssicherung befindet, beispielsweise keine Diskussionen darüber zu füh-
ren, dass ein Bereich des Ordnungsamtes massiv eingeschränkt wird. Gegebenenfalls 
könnten die Praktiker noch etwas zu einem etwaigen Ausbau des Ordnungsdienstes 
sagen, aber uns ist aus der Mitgliedschaft heraus dazu nichts bekannt.  

Ralf Bockshecker (Stadt Bonn): Ich sehe, was die derzeitigen kommunalen Haus-
halte anbelangt, durchaus einen Konflikt. Auf der anderen Seite stehen die auch aus 
der Bürgerschaft immer stärker werdenden Forderungen, dass auch die Ordnungsbe-
hörde im Stadtbild präsent ist, um die Probleme, die wir in den Innenstädten aktuell 
sehen – Vermüllung, Verrohung, die aktuelle Drogensituation wie verstärkter Crack-
Konsum, mehr Einsätze nach dem PsychKG –, anzugehen. Wir haben eine Aufgaben-
fülle, die wir mit den bestehenden Personalbeständen teilweise nur schwer in dem 
Zweischichtbetrieb, den ich erwähnte, umsetzen können. Und die Forderungen der 
Polizei lauten zu Recht immer wieder, gewisse Aufgaben, für die wir originär zuständig 
sind, weiter zu übernehmen. Dafür brauchen Ordnungsbehörden gerade in Großstäd-
ten weiteres Personal.  

Viele Kommunen im gesamten Land sind damit beschäftigt. Es ist mir aktuell von vie-
len Kommunen bekannt, dass aus ordnungsbehördlicher Sicht aufgesattelt werden 
sollte. Das ist auch in Bonn so. Natürlich gibt es dann Abwägungen angesichts des 
kommunalen Haushalts, es würde den Kommunen aber guttun, dort nicht die Sparbrille 
aufzusetzen. Denn gerade das ist etwas, was die Bürgerinnen und Bürger merken, 
und das tut den Städten und Gemeinden, glaube ich, nicht gut. 

Tobias Herwartz (Stadt Dormagen): Ich kann ein konkretes Beispiel nennen. Wir 
wollen aktuell eine Vorlage in die Politik geben, mit der wir das Ordnungsamt auswei-
ten wollen: unter der Woche bis 22:00 Uhr, Freitag und Samstag bis 2:00 Uhr nachts 
und am Sonntag von 14:00 bis 20:00 Uhr. Bisher war der Dienst nur zu den Zeiten der 
Rathausöffnungszeiten. Das wird ungefähr eine halbe Million Euro kosten. Für eine 
Stadt mit 66.000 Einwohnern ist das eine Hausnummer.  

Deshalb ist es eine finanzielle Mehrbelastung für Kommunen. Ich sehe es wie die Po-
lizei, dass es um eine originäre Zuständigkeit der Kommunen geht, trotzdem ist es eine 
Mehrbelastung, die wir angehen müssen.  

Jörg Mösgen (Stadt Hamm): Ich beantworte es mal mit einer historischen Entwick-
lung. Der kommunale Ordnungsdienst in unserer Stadt hat sehr klein angefangen. Es 
waren wenige Mitarbeiter. Mittlerweile sind wir sehr gewachsen. Aufgrund der Wün-
sche der Bevölkerung und auch aufgrund einer Zunahme von Problemen, die wir uns 
in einer gemeinsamen Sicherheitskooperation, die bei uns vor Ort sehr gut funktioniert, 
mit der Polizei teilen, teilen wir uns gegenseitig auch die Zeiten auf. Aber wir können 
nicht rund um die Uhr tätig sein.  

Man muss natürlich auch fragen, ob das Ordnungsrecht dies erfordert. Ich sehe nicht 
die Notwendigkeit nächtlicher Streifen. Wir machen es im Zweischichtbetrieb.  
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Wenn wir das in sieben großen Bezirken tun wollen, sodass wir auch Gesicht zeigen, 
dann folgt daraus ein erheblicher Personalbedarf. Das ist auch richtig, weil man sich 
freut, wenn man sowohl die Bezirksbeamten als auch die Ordnungsbehörden auf den 
Straßen sieht. Die Bevölkerung findet das gut, weil das ein Gefühl der Sicherheit gibt. 
Insofern werden wir sicherlich den Personalkörper nicht zurückfahren.  

Mit einem größeren Personalkörper sind natürlich die Anforderungen gewachsen. Bei-
spielsweise haben wir im Moment keine ausreichende Gebäudeausstattung. Es be-
steht die Notwendigkeit, den gewachsenen Personalkörper unterzubringen. Dafür su-
chen wir ein Gebäude, und dafür entstehen natürlich Kosten.  

Ich kann mich nicht darüber beschweren, dass wir beispielsweise im Hinblick auf die 
Fahrzeuge noch mehr Geld in Hand nehmen müssen. Das ist im Laufe der Zeit schon 
passiert. Auch die persönliche Schutzeinrichtung ist bei uns kein Thema. Aber es ist 
tatsächlich so, dass wir den wachsenden Bedarfen, die durch die Gesellschaft beför-
dert werden, nachgehen müssen. Wir müssen auch überlegen – ich teile jetzt mal beim 
Ordnungsamt den KOD in die Beaufsichtigung des ruhenden Verkehrs und den origi-
nären kommunalen Ordnungsdienst –, mit wie viel Personal wir welche Tätigkeiten 
machen. Ich sehe diesbezüglich zurzeit gewisse Personalprobleme und natürlich auch 
Geldprobleme. Wir sind im Gegensatz zu vielen anderen Städten eine Großstadt, die 
finanziell noch ganz gut dasteht, aber auch bei uns ist die Haushaltssicherung in Kürze 
der Fall. Dann werden einige Dinge vielleicht in der Form nicht mehr umsetzbar sein.  

Vorsitzende Angela Erwin: Damit sind wir am Ende der dritten Antwortrunde ange-
kommen. Weitere Fragen sehe ich nicht.  

Dann darf ich mich vor allem bei den Damen und Herren Sachverständigen für die 
wertvollen Beiträge sowie für die Gelegenheit, heute seitens der Abgeordneten noch 
einmal Fragen an Sie zu adressieren, bedanken.  

Ich wünsche den Sachverständigen eine gute und sichere Rückreise. Die Mitglieder 
des Innenausschusses werden sich um 13:30 Uhr zur nächsten Innenausschusssit-
zung wiedersehen.  

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 
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